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Liebe Leserinnen,
Liebe Leser,

Haushaltsordnung 
nimmt weitere Hürde

Am Mittwoch gab es für 
mich Grund zum Feiern: 
Nach der sehr gut verlau-
fenen Abstimmung letzten 
Monat auf Ausschussebe-
ne hat nun meine Geset-
zesvorlage für eine neue 
Haushaltsordnung der EU 
auch das Plenum mit brei-
ter Mehrheit passiert. Die 
Abgeordneten mussten 
erneut über mehr als 300 
Änderungsanträge zum 
Kommissionsentwurf ab-
stimmen, wobei ich mich 
als Berichterstatterin bis 
auf einen mit allen meinen 
Vorschlägen durchsetzen 
konnte. Ein schöner Er-
folg, auf den ich auch ein 
wenig stolz bin! Mit dem 
jetzt abgestimmten Bericht 
besitzen wir erstmals ei-
nen Gesetzesentwurf, in 
dem Regeln für soge-
nannte Projektbonds fest-
gelegt werden. Damit soll 
die EU in Zukunft große 
Infrastrukturprojekte ge-
meinsam mit privaten In-
vestoren finanzieren kön-
nen. Ganz wichtig dabei: 
Europaparlament und Mi-
nisterrat müssen die Pro-
jekte vorher genehmigen, 

und die Kommission bleibt 
bis zum Abschluss re-
chenschaftspflichtig. Auch 
für andere sogenannte 
„innovative Finanzinstru-
mente“ haben wir erstmals 
konkrete Regelungen ge-
schaffen und so einem 
Wildwuchs vorgebeugt. 
Bevor die neue Haus-
haltsordnung in Kraft tre-
ten kann, müssen sich 
Ministerrat und Parlament 
auf einen gemeinsamen 
Text geeinigt haben. Da-
her stehen nun als nächs-
tes Verhandlungen mit 
dem Rat an – es bleibt al-
so spannend!

Starke Einsparungen 
im Haushalt 2012

Wachstum, Beschäftigung 
und Innovation: Das sind 
die Prioritäten des Euro-
paparlaments für den EU-
Haushalt 2012. Die Par-
lamentarier fordern daher 
im Vergleich zur Position 
des Ministerrats eine Er-
höhung der Ausgaben für 
Forschung und Entwick-
lung. Gleichzeitig schnal-
len die Abgeordneten bei 
sich selbst den Gürtel 
deutlich enger: Die Erhö-
hung des Parlaments-
haushalts so l l  mit 1,44 
Prozent unterhalb der In-
flationsrate liegen, und 
das, obwohl durch den im 

Vertrag von Lissabon vor-
gesehenen Neuzugang 
von 18 Abgeordneten und 
den Beitritt Kroatiens zu-
sätzliche Kosten entste-
hen. Gespart werden soll 
unter anderem bei Über-
setzen und Dolmetschen 
sowie den Ausgaben für 
Reisen. 

Entlastung 2009: Rote 
Karte für den Ministerrat

An anderer Stelle stehen 
sich Parlament und Rat 
beim Thema Haushalt 
momentan unversöhnlich 
gegenüber: Das Parla-
ment, das als sogenannte 
Entlastungsbehörde die 
Aufgabe hat, die Mittel-
verwendung der vergan-
genen Jahre zu überprü-
fen, hat der Verwaltungs-
behörde des Ministerrats
die Entlastung für das 
Jahr 2009 verweigert. Lei-
der weigert sich der Minis-
terrat seit Monaten, die 
Mittelverwendung in sei-
nem Verwaltungshaushalt 
2009 mit seinen 3100 Be-
amten gegenüber dem 
Parlament offenzulegen. 
So haben wir keine Chan-
ce nachzuprüfen, wie die 
rund 600 Mio. Euro in 
2009 ausgegeben wurden
und ob es dabei überall 
korrekt zugegangen ist. 
Schriftliche Fragen blie-
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ben unbeantwortet, eine 
Einladung zur mündlichen 
Darlegung im Haushalts-
kontrollausschuss wurde 
ebenfalls nicht angenom-
men. So bleibt den Abge-
ordneten im Interesse der 
Bürger und Steuerzahler 
letztlich nichts anderes 
übrig, als diesen drasti-
schen Schritt zu wählen. 
Der Ministerrat bestreitet 
das Recht des Parla-
ments, ihn zu kontrollie-
ren. Wir werden uns auch 
in Zukunft für mehr Trans-
parenz einsetzen – denn 
nur so kann das Vertrauen 
in die EU-Institutionen ge-
stärkt werden.

Keine EU-Gelder 
für die Mafia

Leider gelingt es der or-
ganisierten Kriminalität 
immer wieder, den Weg-
fall der Grenzen in Europa 
für ihre Zwecke zu miss-
brauchen. Nur eine weite-
re Stärkung der Zusam-
menarbeit der Justizbe-
hörden kann das ändern. 
Das fordert das Europa-
parlament. Außerdem ver-
langt es, dass Firmen mit 
Mafiabeziehungen von 
öffentlichen Aufträgen 
ausgeschlossen und kon-
fiszierte Mafiagelder so-
zialen Zwecken zur Verfü-
gung gestellt werden. 

Leichterer Zugang zu 
öffentlichen Aufträgen

Die EU-Regeln für öffent-
liche Ausschreibungen 
sollen überarbeitet wer-
den, damit kleine und mitt-
lere Unternehmen (KMUs) 
eher zum Zug kommen, 
findet das Europaparla-
ment. Die Abgeordneten 
fordern daher einen „elek-
tronischen Vergabeaus-
weis“, der Überprüfungen 
vereinfacht. Aufträge sol-
len außerdem in kleinere 
Abschnitte aufgeteilt wer-
den, die auch von KMUs 
geschultert werden kön-
nen. Die Kommission will 
nun bis Ende des Jahres 
zu diesem Thema einen 
Gesetzesvorschlag vorle-
gen.

Unterstützung für 
alleinerziehende Mütter

Die Zahl der alleinerzie-
henden Mütter in den 
westlichen Ländern steigt. 
Um diese Frauen und ihre 
Kinder besser zu unter-
stützen, sollen die Mit-
gliedstaaten Wohnungs-
beihilfen, eine Unterstüt-
zung bei der Wohnungs-
suche sowie Steuerer-
leichterungen ermögli-
chen. Natürlich gelten die-
se Maßnahmen auch für 
alleinerziehende Väter.

Debatte um 
Freizügigkeit in der EU

Die bislang versagte Rei-
sefreiheit für Bürger der 
neuen Mitgliedsländer 
Bulgarien und Rumänien 
bleibt in der Diskussion. 
Gegen den Willen der 
CDU beschloss das Par-
lament, die Reisefreiheit 
vorzeitig zu ermöglichen. 
Wir wollen dagegen, dass 
die Bundesregierung die 
Übergangsfrist bis Ende 
2013 v o l l  ausschöpft, 
auch um bei einem Wirt-
schaftsabschwung Gefah-
ren für den Arbeitsmarkt 
zu vermeiden.

Besuch aus der Heimat 
im Europaparlament

Diese Woche konnte ich 
zwei Gruppen begrüßen: 
Mit der zehnten und elften 
Klasse des Gymnasiums 
für Hochbegabte Schwä-
bisch Gmünd habe ich ei-
ne spannende und von 
Schülerseite sehr enga-
gierte Diskussion über die 
Schuldenkrise und die Zu-
kunft der EU geführt. Be-
reits zu einer Tradition 
geworden ist der Besuch 
der CDU Bartholomä, die 
die besondere Gelegen-
heit hatte, bei meiner Ple-
narrede zur Haushalts-
ordnung dabei zu sein.
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